
Resolution des 120. bundesweiten Positiventreffens im Waldschlösschen bei Göttingen

HIV/Aids: Repressive Maßnahmen behindern die Prävention. 

Die laufende Debatte über die Bewertung der HIV-Neudiagnosen und bessere Strategien, die 
Zahl der Neuinfektionen möglichst gering zu halten, ist mitgeprägt von Missverständnissen, 
Aufgeregtheiten und strafrechtlichen Bedrohungsszenarien. 
Menschen mit HIV und Aids fordern, zu einer an Fakten und wissenschaftlichen 
Erkenntnissen orientierten, seriösen Debatte zurückzukehren!

Das Robert-Koch-Institut  stellt fest, dass die Zahl der neu diagnostizierten HIV-Infektionen 
in der BRD im internationalen Vergleich weiterhin äußerst niedrig ist. Das deutliche Nein zu 
einer repressiven Seuchenstrategie ist also in Deutschland erfolgreich.
 
Durch Forschung und Erfolge der Medizin wissen wir heute, dass HIV sich schon 
unbehandelt schwer überträgt und bei erfolgreicher Behandlung die Wahrscheinlichkeit einer 
Übertragung wohl auszuschließen ist. Das Schweizer Bundesamt für Gesundheit ordnet 
deshalb den ungeschützten Geschlechtsverkehr eines erfolgreich Therapierten in dieselbe 
Risikokategorie ein wie Zungenküsse - weltweit ist kein einziger Fall einer Übertragung 
bekannt.

Repressive Maßnahmen behindern die Prävention. 
Die internationale Forschung und die  WHO gehen davon aus, dass Strafrecht im Bereich 
einvernehmlicher Sexualität schädlich für die Prävention ist. 
Aus der Forschung ist gesichert, dass ein nennenswerter Teil der Infizierten (es werden etwa 
50% geschätzt) um ihre Infektion nicht weiß.  Das Wissen um eine HIV-Infektion kann in 
Deutschland strafrechtliche Folgen haben, und zwar unabhängig davon ob Sexualpartner 
infiziert wurden oder werden konnten. 
Der möglicherweise hochinfektiöse HIV-Infizierte, der nicht von seiner Infektion weiß und 
sich für „negativ“ hält, ist beim Sex rechtlich auf der sicheren Seite. 
Der wissende, gut behandelte und damit wahrscheinlich nicht mehr infektiöse Positive läuft 
dagegen Gefahr, wegen „versuchter gefährlicher Körperverletzung“ vor dem Richter zu 
landen. 
Diese absurden rechtlichen Konsequenzen können die Entscheidung zum Test beeinflussen, 
und dadurch HIV-infizierte Menschen von einer wirksamen Therapie fernhalten.

Es besteht außerdem ein deutliches Missverhältnis zwischen dem Aufwand, der einerseits 
betrieben wird, theoretische Restrisiken (z.B. angebliche Gefährlichkeit des sog. Lusttropfens) 
öffentlich hochzuhalten, und andererseits der unzureichenden tatsächlichen Bereitschaft, real 
etwas gegen leicht vermeidbare HIV Infektionen zu tun. 
Spritzentausch in den Vollzugsanstalten zu verweigern und gleichzeitig die Strafbarkeit der 
Übertragung von Erkrankungen zu fordern ist ethisch nicht nachvollziehbar.

Es ist unethisch, durch die Diskussion den falschen Eindruck zu verstärken, die wissenden 
HIV-Infizierten seien der Motor der Epidemie, statt durch das öffentliche Ansprechen auch 
entlastender Faktoren (wie der Bedeutung der Viruslast) die Kommunikation über HIV im 
sexuellen Umgang zu erleichtern.
                                                                                                                               ... ... ...



Die Ärzteschaft, das Robert-Koch-Institut, die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung 
und die Aids-Hilfen  sind gefordert, sich - orientiert am Beispiel der Schweiz - öffentlich zu 
Risikoeinschätzungen und Risikominimierungsstrategien zu äußern. Die Medien, auch die 
schwulen, sind gefordert, nicht den dumpfen Bestrafungswünschen und -fantasien 
nachzugeben. 
Grundlage von Aufklärung und seriösem Journalismus - wie auch von qualifizierten 
Gerichtsentscheidungen - sollten wissenschaftliche  Erkenntnisse und Einschätzungen der 
maßgeblichen Institutionen sein, z.B. des bundeseigenen Robert-Koch-Instituts. 

Es ist nicht hinnehmbar, dass in dem unterstützenswerten Bestreben, Kondome an den Mann 
zu bringen, die von ihrer Infektion wissenden Positiven gegen alle epidemiologischen 
Erkenntnisse als Bedrohungspotential funktionalisiert werden. 
Nicht hinnehmbar ist auch, dass immer wieder die Aufkündigung des Solidarsystems in den 
Raum gestellt wird. 

Wir fordern Politikerinnen und Politiker in Bund und Ländern, Akteurinnen und Akteure in 
Wissenschaft, Justiz, Medien und der queer communities auf, den Dialog mit uns zu führen, 
anstatt über uns zu reden.

Wir werden die Debatte nicht stumm verfolgen. Wir wollen uns als HIV-positive und an Aids 
erkrankte Menschen einbringen und unsere Interessen selbstbewusst artikulieren.

Statt Repression und Hysterie fordern wir die Rückkehr zur Sachlichkeit.

(Verabschiedet am 20.Juni 2007 von den Teilnehmer/innen des 120. bundesweiten 
Positiventreffens im Waldschlösschen bei Göttingen)


